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Die Argumente des Bundesrates
Die Initiative will einen überstürzten Umbau des Energiesystems mit überhöhten Steu
ersätzen erzwingen. Innert fünf Jahren soll die Mehrwertsteuer durch eine Energie
steuer ersetzt werden. Da die verteuerte Energie zu einer Verringerung des Ver
brauchs führen würde, wäre die Finanzierung der Bundesaufgaben und der Sozialver
sicherungen gefährdet. Die Initiative würde Unternehmen im internationalen Wettbe
werb und einkommensschwache Haushalte zusätzlich belasten. Bundesrat und Parla
ment empfehlen die Initiative deshalb zur Ablehnung.

Die In itia tive w ill e ine S teuer au f n icht e rneuerbare  E nerg ie träger w ie  Erdöl, Gas, Kohle oder 
Uran ein führen. Im G egenzug zu r E in führung de r E nerg iesteuer soll gem äss In itia tive die 
M ehrw erts teuer abgescha fft werden.

Ersatz der Mehrwertsteuer nur mit stark überhöhten Energiesteuersätzen möglich
Die In itia tive sch lägt eine E nerg iesteuer vor, deren Höhe sich n icht an K lim a- und Energ ie 
z ie len o rien tie rt, sondern  so angese tz t w ird , dass d ie S teuere innahm en g le ich hoch sind w ie 
die Erträge der M ehrw ertsteuer. Die M ehrw ertsteuer, die gem äss In itia tive abgeschafft w e r
den soll, w ird im Jahr 2020 über 23 M illia rden Franken erzielen.

A nders a ls die M ehrw ertsteuer, d ie au f praktisch a llen in de r Schw e iz  konsum ierten P roduk
ten erhoben w ird, w ürde die E nerg iesteuer nur sehr w en ige  G üte r w ie  Erdöl, Kohle oder 
Uran erfassen. Um die g le ichen E innahm en w ie aus de r M e h rw e rts te u e rzu  erzie len, m üss
ten au f d iese G ü te r sehr hohe S teuern e rhoben w erden. Schätzungen im Auftrag  des Bun
desra tes gehen davon aus, dass die S teuer e in ige Jahre  nach ih rer E inführung ungefähr 
33 Rappen pro K ilow atts tunde P rim ärenerg ie  betragen m üsste, das he isst rund 3,3 Franken 
pro L iter Heizöl und circa 3 Franken pro L ite r B enzin .1 Um die vom  Bundesra t angestreb ten  
Z ie le  zu r Reduktion von T re ibhausgasen und des Energ ieverb rauchs zu erre ichen, sind de r
art hohe S teuern n ich t notwendig.

Langfristige Finanzierung der Bundesaufgaben gefährdet
Die S teuer w ürde die Preise von Heizöl, Benzin oder S trom  aus Koh le- und A tom kra ftw erken  
m assiv erhöhen, w as H ausha lte  und U nternehm en veran lassen w ürde, ihren V erbrauch von 
n icht e rneuerbare r Energ ie  zu reduzieren (= Lenkungsw irkung). Ein geringere r Verbrauch

1 Quelle: Botschaft vom 20. November 2013 zur Volksinitiative «Energie- statt Mehrwertsteuer» BBI 2013 9025, 
hier 9048.
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füh rt jedoch  zu sinkenden S teuere innahm en. Um die gle ich hohen E innahm en w ie aus der 
M ehrw erts teuer zu erzielen, m üssten die Energ iesteuersätze in der Folge ständig w e ite r e r
höht werden. Ob die E nerg iesteuer auch m itte l- und langfristig  ausre ichend hohe Erträge e r
z ie len könnte, ist offen.

Die M ehrw erts teuer ist die w ich tigste  E innahm equelle  des Bundes und w ird  auch fü r die So
z ia lvers icherungen im m er bedeutender. Ein Teil der S teuererträge w ird zw eckgebunden zu r 
F inanzierung bestim m ter Aufgaben e ingesetzt: 2013 flössen be isp ie lsw eise 2,8 M illiarden 
Franken in die A H V  und über eine M illiarde Franken in die IV. Falls d ie E innahm en w egen 
des E rsatzes der M ehrw ertsteuer durch eine Energ iesteuer sinken, stehen den Soz ia lvers i
cherungen und dem Bund w en ige r M ittel zu r F inanzierung ih rer A ufgaben zu r Verfügung.

Unternehmen im internationalen Wettbewerb benachteiligt
Der W egfall der M ehrw erts teuer bringt fü r U nternehm en zw ar eine gew isse adm in istra tive  
Entlastung. Doch insgesam t w ürde die Belastung der W irtscha ft durch die In itia tive steigen: 
Heute ist der Export von der M ehrw erts teuer befreit. A u f den Preisen der ausgeführten P ro
dukte lastet som it keine M ehrw ertsteuer. Der E rsatz der M ehrw erts teuer durch eine E nerg ie
s teuer w ürde eine neue S ituation schaffen. Unternehm en, insbesondere Exportfirm en, hätten 
hohe Energ iekosten zu tragen, die sie n icht au f die P roduktpre ise  aufsch lagen könnten. Sie 
w ären desha lb  im W ettbew erb  m it der ausländ ischen Konkurrenz benachte ilig t.

D ie In itia tive w ill d iesem  Problem  begegnen, indem  die S teuer bei der A usfuh r von Energie 
zurückersta tte t w erden soll und die sogenannte  graue Energie bei der E in fuhr von Produkten 
besteuert w ird. Solche M assnahm en sind jedoch  im Rahm en de r in ternationalen V erp flich 
tungen der Schw eiz (W elthande lsrecht) aus heutiger S icht kaum um setzbar. Ausserdem  w ä
ren sie adm in istra tiv  sehr aufw ändig.

Unerwünschte Zusatzbelastung einkommensschwacher Haushalte
W enn sich w egen der Energ iesteuer Strom , Heizöl, Benzin und w eite re  G üter des täg lichen 
Bedarfs verteuern, fä llt d ies im Budget von H aushalten m it tie fem  E inkom m en ante ilsm ässig  
stärker ins G ew icht als bei H aushalten m it hohem  E inkom m en. Sie wären desha lb  von der 
In itia tive überm ässig sta rk  belastet. D iese M ehrbe lastung w ürde auch nicht durch die A b 
schaffung der M ehrw erts teuer aufgewogen.

Energiestrategie 2050 ermöglicht schrittweisen Umbau der Energieversorgung
Mit der E nerg iestra teg ie  2050, deren erstes M assnahm enpaket derze it im Parlam ent beraten 
w ird, verfo lg t der Bundesra t e inen anderen, besseren W eg, um Tre ibhausgase und den 
Energ ieverbrauch zu reduzieren und die P roduktion von Energie aus erneuerbaren Q uellen 
zu stärken. In de r zweiten E tappe der E nerg iestra teg ie  2050 ist ab 2021 ein Lenkungssystem  
m it A bgaben au f Strom , Brennstoffen und eventue ll auch au f Tre ibsto ffen  vorgesehen. Die 
heutigen Förderm assnahm en fü r e rneuerbare  Energien und G ebäudesan ierungen w erden 
dam it schrittw e ise abgelöst. Das vom  B undesra t gep lan te  Lenkungssystem  soll w irtscha fts- 
und sozia lverträg lich  um gesetzt w erden.

Überstürzter Umbau der Energieversorgung kann zu Wirtschaftskrise führen
Die In itia tive fo rdert dem gegenüber einen überstürzten U m bau der Energ ieversorgung innert 
w en ige r Jahre. Die G efahr, dass die rasche V eränderung der R ahm enbedingungen, be i
sp ie lsw eise bei den P re isverhältn issen, zu e iner W irtscha ftskrise  m it deutlich höherer A r
be its los igke it führt, kann nicht ausgesch lossen werden.
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rium zur Entkräftung der Argumente des 
(Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbil-

Beurteilung Bundesrat

eiz verfolgt eine soziale Familienpolitik. Um Eltern von den Unterhaltskosten für Kinder zu entlasten, haben Bund, 
jnd  Gemeinden vielfältige Massnahmen ausserhalb des Steuerrechts ergriffen. Diese sind stark von der weitreichen- 
andigkeit der Kantone und Gemeinden geprägt. Besonders augenfällig wird dies bei der finanziellen Unterstützung 
energänzenden Kinderbetreuung durch die öffentliche Hand. Deren Beiträge beeinflussen massgeblich die Kosten,
•n Eltern für die Kinderbetreuung anfallen. Bei öffentlicher Mitfinanzierung bezahlen Eltern häufig Sozialtarife, d.h. 
den nach dem Einkommen und allfällig weiterer Kriterien abgestuft. Finanziell ins Gewicht fällt auch die Verbilligung 
;enkassenprämien. W er in wirtschaftlich bescheidenen Verhältnissen lebt, erhält individuelle Verbilligungen. Zudem 
ie Kantone für untere und mittlere Einkommen die Prämien von Kindern und jungen Erwachsenen in Ausbildung um 
ns 50 Prozent. Gemäss Schweizerischer Sozialversicherungsstatistik betrugen die gewährten Entlastungen durch 
I Kantone 2011 insgesamt 4,1 Milliarden Franken.
i  werden Familien mit Kindern auch durch Steuervergünstigungen entlastet. Der Umfang der heutigen steuerlichen 
g führt dank Abzügen für Familien mit Kindern zu jährlichen Entlastungen von rund 900 Millionen Franken bei der 
Bundessteuer. Bei den Kantons- und Gemeindesteuern führen die Abzüge zu Entlastungen in der Grössenordnung 
;h 2,2-2,7 Milliarden Franken.
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vusbildungszulagen»

Beurteilung Bundesrat

sntlichen Diskussion wird die zunehmende Belastung der mittleren Einkommen durch obligatorische Ausgaben an die 
5 Hand immer wieder thematisiert. Gemäss Definition des Bundesamts für Statistik BFS («Mittlere Einkommensgrup- 
r Schweiz. Welche Bedeutung haben die obligatorischen Abgaben?», Juni 2014) gehören Paare mit zwei Kindern 
Jahren dann zur mittleren Einkommensgruppe in der Schweiz, wenn sie ein monatliches Haushaltseinkommen von 
D9 bis 16 734 Franken erzielen. Die obligatorischen Ausgaben setzen sich zusammen aus Auslagen wie den Steu- 
3lversicherungsbeiträgen, Krankenkassenprämien (Grundversicherung) und den regelmässigen Transferzahlungen 
5 Haushalte (z.B. Alimente). Statistisch lässt sich gemäss BFS nachweisen, dass die Belastung durch obligatorische 
t in allen Einkommensgruppen gestiegen ist. Hingegen lässt sich bei den mittleren Einkommensgruppen keine über- 
Belastung durch obligatorische Ausgaben belegen. Denn eine Zunahme dieser Ausgaben ist in allen Einkommens- 
srkennbar.

abgelieferten Steuerbeträge bei der direkten Bundessteuer betrifft, so wird ersichtlich, dass sich das Steueraufkom- 
latürlichen Personen stark auf die obersten Einkommensklassen konzentriert. 2011 stellte das einkommensstärkste 
ler Steuerpflichtigen 45 Prozent dieser Einnahmen sicher. Die 20 Prozent der Haushalte mit dem höchsten steuerba- 
mmen kamen für 89,3 Prozent der Steuereinnahmen aus der direkten Bundessteuer bei den natürlichen Personen 
gegenüber entrichteten die mittleren 60 Prozent der Haushalte, die gemäss verbreiteter Praxis oft als Mittelstand defi- 
, 10,5 Prozent. Die einkommensschwächsten 20 Prozent der Haushalte bestritten 0,2 Prozent des gesamten Aufkom- 
direkten Bundessteuer bei den natürlichen Personen.

Statistik zur direkten Bundessteuer für das Steuerjahr 2011 verfügen 78 Prozent der Haushalte mit Kindern ein steu- 
iinkommen von weniger als 100 000 Franken. Der Median beläuft sich auf 61 300 Franken. Das heisst, dass die 
• Haushalte ein steuerbares Einkommen von weniger als 61 300 Franken ausweist, die Hälfte mehr als den genann- 
g. 20 Prozent der einkommensschwächsten Haushalte mit Kindern verfügen über ein steuerbares Einkommen von 
5 34 500 Franken, 20 Prozent der einkommensstärksten haben ein steuerbares Einkommen von mehr als 104 600

;rbefreiung der Kinder- und Ausbildungszulagen würde dazu führen, dass die Geldleistungen ungeschmälert zur Ver- 
ünden. Dies setzt jedoch voraus, dass heute überhaupt noch Einkommenssteuern bezahlt werden. Wer sich mit sei- 
erbaren Einkommen unterhalb der Besteuerungsgrenze befindet, wird steuerlich nicht weiter entlastet. Bei diesen 
sn greift die Initiative somit ins Leere. Rund die Hälfte der Haushalte mit Kindern bezahlt mittlerweile keine direkte 
euer mehr. Auch bei den Kantons- und Gemeindesteuern gilt: Einkommensschwache Haushalte mit Kindern, die 
nig oder gar keine Einkommenssteuern bezahlen, werden mit der Initiative kaum oder gar nicht entlastet.

ntone und Gemeinden müssten mit Mindereinnahmen in der Grössenordnung von rund einer Milliarde Franken rech- 
lit stünden der öffentlichen Hand weniger Mittel zur Finanzierung ihrer Aufgaben zur Verfügung. Die Ausfälle wären 
nahmen- oder ausgabenseitig zu kompensieren: entweder mit Steuererhöhungen oder Sparmassnahmen. Unter dem 
inte sich dann die Initiative sogar negativ für Familien mit Kindern auswirken.
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